
 

 

125. Änderung des Flächennutzungsplans 

 

 

 

 

Bereits vorliegende 

umweltbezogene 

Informationen 

 

 
- umweltbezogene Stellungnahmen -  















Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie
Postfach 51 01 53, 30631 Hannover

per e-mail

Dienstgebäude
GEOZENTRUM HANNOVER
Stilleweg 2
30655 Hannover
Verkehrsanbindung
Stadtbahnlinie 7 bis Pappelwiese

Telefon
0511 643-0
Telefax
0511 643-2304
E-Mail
Poststelle@lbeg.niedersachsen.de
Internet
http://www.lbeg.niedersachsen.de

Bankverbindung
Nord/LB
IBAN: DE 84 2505 0000 0106 0223 95
SWIFT-BIC: NOLA DE 2H XXX

Steuernummer
Steuernummer beim Finanzamt Hannover Nord:
25/202/29467
USt. - ID- Nummer:
DE 811289769

 

Bauleitplanung der Stadt Papenburg; - Bebauungsplan Nr. 282 „Hauptkanal /
Hermann-Lange-Straße" - 125. Änderung des Flächennutzungsplanes
(Hauptkanal / Hermann-Lange-Straße); Frühzeitige Beteiligung der Behörden
gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)

Sehr geehrte Damen und Herren,

in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. Vorhaben folgende
Hinweise:

Hinweise

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise und
Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver. Die
Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische
Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht.
Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des
geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN
4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen.

Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträgen für Sie relevant sind,
beachten Sie bitte unser Schreiben vom 04.03.2024 (unser Zeichen: LID.4-L67214-07-2024-
0001).

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder
Anregungen.

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den
raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die

Bearbeitet von Sacha Weege

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom
, 29 Nov 2024

Mein Zeichen (Bei Antwort angeben)
TOEB.2024.12.00001
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Hannover
11.12.2024
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Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare
Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf
Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und
Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene
Untersuchungen.

Mit freundlichen Grüßen

i.A. Sacha Weege

Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig
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Weerts, Frauke

Von: LGLN-HM-H - Dez5 <kbd-postfach@lgln.niedersachsen.de>
Gesendet: Dienstag, 3. Dezember 2024 10:11
An: Stadtplanung
Betreff: [Extern] AW: Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

gemäß § 4 Abs. 1 BauGB - Bebauungsplan Nr. 282 I 125. Änd. FNP 
(Hauptkanal / Hermann-Lange-Straße)

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Sie haben den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Niedersachsen beim Landesamt für Geoinformation und 
Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regionaldirektion Hameln - Hannover als Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) oder im Rahmen einer anderen Planung um Stellungnahme gebeten. Diese 
Stellungnahme ergeht kostenfrei. 
Im Zweiten Weltkrieg war das heutige Gebiet des Landes Niedersachsen vollständig durch Kampfhandlungen 
betroffen. In der Folge können heute noch nicht detonierte Kampfmittel, z.B. Bomben, Minen, Granaten oder sonstige 
Munition im Boden verblieben sein. Daher sollte vor geplanten Bodeneingriffen grundsätzlich eine 
Gefährdungsbeurteilung hinsichtlich der Kampfmittelbelastung durchgeführt werden.  
Eine mögliche Maßnahme zur Beurteilung der Gefahren ist eine historische Erkundung, bei der alliierte 
Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition ausgewertet werden 
(Kriegsluftbildauswertung). Eine weitere Möglichkeit bietet die Sondierung durch eine gewerbliche 
Kampfmittelräumfirma. Bei der zuständigen Gefahrenabwehrbehörde (in der Regel die Gemeinde) sollte sich vor 
Bodeneingriffen über die vor Ort geltenden Vorgaben informiert werden. Bei konkreten Baumaßnahmen berät der 
KBD zudem über geeignete Vorgehensweisen. 
 
Hinweis:  
Eine Kriegsluftbildauswertung kann beim KBD beauftragt werden. Die Auswertung ist gem. § 6 Niedersächsisches 
Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz 
(NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig. 
Eine Kriegsluftbildauswertung ist im Rahmen dieser Stellungnahme nicht vorgesehen und aus personellen Gründen 
nicht möglich, da prioritär Anträge nach NUIG bearbeitet werden. Ein Auszug aus dem 
Kampfmittelinformationssystem ist ebenfalls nicht mehr vorgesehen. Der KBD informiert die zuständigen 
Gefahrenabwehrbehörden unmittelbar über Ergebnisse durchgeführter Auswertungen. Dabei erkannte 
Kampfmittelbelastungen sind den Gefahrenabwehrbehörden daher bereits bekannt. 
Sofern eine kostenpflichtige Kriegsluftbildauswertung durchgeführt werden soll, bitte ich um entsprechende 
schriftliche Auftragserteilung unter Verwendung des Antragsformulars und der Rahmenbedingungen, die Sie über 
folgenden Link abrufen können: 
https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-
207479.html 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Silvia Weihtag 
 
Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN) 
- Regionaldirektion Hameln-Hannover - 
Dezernat 5 - Kampfmittelbeseitigungsdienst 
Dorfstraße 19, 30519 Hannover 
Tel.: +49 511 30245-502 
 
mailto:silvia.weihtag@lgln.niedersachsen.de  
www.lgln.niedersachsen.de  
 
 





 

Bearbeitet von 

Heidrun Lucas 
 
E-Mail 

heidrun.lucas@nlwkn.niedersachsen.de 

 

 

 
 

Niedersächsischer Landesbetrieb für 
Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz 
Betriebsstelle Meppen 

 
 
NLWKN - Betriebsstelle Meppen 
Haselünner Str. 78, 49716 Meppen 

Dienstgebäude 
Haselünner Str. 78 
49716 Meppen 
 05931 406-0 
 05931 406-100 

 
 
 
   
   

Norddeutsche Landesbank 
Bankleitzahl:  250 500 00 
Konto-Nr.: 101 404 515 
 
UST-Ident-Nr. DE 188 57 1852 

Besuchen Sie uns 
auch im Internet: 
www.nlwkn.niedersachsen.de 

poststelle.mep@nlwkn.niedersachsen.de   
 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Mein Zeichen (Bitte bei Antwort angeben) Telefon 05931/ Meppen 

 
Stadt Papenburg 
Fachbereich Planen/Umwelt 
 
Postfach 1755 
26857 Papenburg 
 

  
Ausschl. Versand dieses Schreibens per E-Mail an:  
- stadtplanung@papenburg.de 
 

 

 

Bauleitplanung der Stadt Papenburg 
- Bebauungsplan Nr. 282 �Hauptkanal / Hermann-Lange-Straße" 
- 125. Änderung des Flächennutzungsplanes (Hauptkanal / Hermann-Lange-Straße) 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

am 02.12.2024 sandten Sie uns per E-Mail die Benachrichtigung zur Beteiligung zu dem im 
Betreff genannten Vorhaben mit der Bitte um Stellungnahme. Nachfolgend erhalten Sie die 
Stellungnahme des Niedersächsischen Landesbetriebes für Wasserwirtschaft, Küsten- und 
Naturschutz (NLWKN) der Betriebsstelle Meppen (Geschäftsbereich 3: Wasserwirtschaft) zu 
dem o. g. Vorhaben als Träger öffentlicher Belange. 

Darstellung des Sachverhalts 

In der Stadt Papenburg im Bereich westlich der Hermann-Lange-Straße und nördlich des 
Hauptkanals ist die 125. Änderung des Flächennutzungsplanes zur Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 282 �Hauptkanal / Hermann-Lange Straße� erforderlich, um auf die 
aktuellen städtebaulichen Entwicklungen zu reagieren. Ziel ist die Schaffung eines moder-
nen und energieeffizienten Wohnquartieres mit rund 200 Wohneinheiten im Bereich des 
ehemaligen Werkstattareals der Firma JOHANN BUNTE Bauunternehmung SE & Co. 
KG. Die bisherigen Werkstatthallen und Nebenanlagen werden hierzu abgerissen. Die im 
südlichen Bereich liegenden Verwaltungsgebäude bleiben erhalten. 

11.010.30.20.10/2024-0003 
vom 29.11.2024 

M33.2691/2023-4785/2024 
(994) 

406-150  12.12.2024  
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Stellungnahme als Träger Öffentlicher Belange (TÖB) 

Geschäftsbereich 3: Wasserwirtschaft 
Zuständige Ansprechperson: - Herr Heuving, Fax: 05931/406-100 
  E-Mail: franz-johann.Heuving@nlwkn.niedersachsen.de 
und die Unterzeichnerin 

Anlagen, Grundstücke und Messstellen des NLWKN sind durch die Planungen nicht di-
rekt betroffen. 

Die Stellungnahme als TÖB ersetzt nicht die Stellungnahme des Gewässerkundlichen 
Landesdienstes (GLD) gemäß RdErl. d. MU vom 06.03.2018 � 23-62018 i. Verb. m. 
RdErl. d. MU v. 20.12.2023 � 21-62018/05-0001 zu § 29 NWG. Ich gehe davon aus, dass 
die wasserwirtschaftlichen Belange von der verfahrensführenden Stelle geprüft werden 
und der GLD ggf. beteiligt wird. Bei einer Beteiligung des GLD sind gem. Abschnitt 4 des 
vorgenannten RdErl. dem GLD die dafür erforderlichen Unterlagen mit einer ausführlichen 
Begründung der aus Sicht der beteiligenden Stelle zu erwartenden wesentlichen Auswir-
kungen auf den Wasserhaushalt zuzuleiten. (Zuständige Ansprechperson: Heidrun Lucas, 
Tel. 05931/406-150, E-Mail: heidrun.lucas@nlwkn.niedersachsen.de und post-
stelle.mep@nlwkn.niedersachsen.de) 

Hinweise  

Das Plangebiet liegt in einem Bereich, für welches ein signifikantes Hochwasserrisiko er-
mittelt wurde und das bei einem Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit [HQextrem] 
über das festgesetzte bzw. vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiet hinaus über-
schwemmt werden könnte.  
Bisherige Erkenntnisse aus den Klimamodellierungen prognostizieren eine Entwicklung, 
dass ein zukünftiges HQ100 dann in den Grenzen des jetzigen HQextrem liegen kann bzw. 
sehr wahrscheinlich liegen wird.  

Beim Hauptkanal handelt es sich um ein WRRL-Gewässer.  

Da es sich um ein ehemaliges Werkstattgelände handelt, sind Untersuchungen zu schädli-
chen Bodenveränderungen zum Nachweis der Altlastenfreiheit erforderlich. 

 
Von der Entscheidung/Abwägung erbitte ich eine Ausfertigung für unsere Akten. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Heidrun Lucas 
 

 
 
 



  

 
Gewerbeaufsicht 
in Niedersachsen 

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt 
Emden 

 
Behörde für Arbeits-, Umwelt- und 
Verbraucherschutz 

 

  Sprechzeiten 
Mo-Do: 9:00 - 15:00 Uhr 
Freitag: 9:00 - 12:00 Uhr 
oder nach Vereinbarung 

 Telefon 04921 9217-0 
Fax 04921 9217-58/59 
E-Mail poststelle@gaa-emd.niedersachsen.de 
Internet www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de 

 Bankverbindung 
Norddeutsche Landesbank 
IBAN: DE97 2505 0000 0106 0252 65 
SWIFT-BIC: NOLADE2H 
USt-ID $UST_ID$ 

 

Staatl. Gewerbeaufsichtsamt Emden 
Brückstraße 38  26725 Emden 

  

Stadt Papenburg 
Hauptkanal rechts 68 
26871 Papenburg 

  

 

Bearbeiter/in 

Herr Peters 

  E-Mail 

poststelle@gaa-emd.niedersachsen.de 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Mein Zeichen (Bei Antwort angeben) Telefon Datum 

511.010.30.20.10/ 
2024-0003 

EMD004115632-1 Pet 
2716/2024-EMD 

04921 9217-54 12.12.2024 

    
Bauleitplanung der Stadt Papenburg 
Bebauungsplan Nr. 282 „Hauptkanal / Hermann-Lange-Straße“,  
125. Änderung des Flächennutzungsplanes „Hauptkanal / Hermann -Lange-Straße“ 
hier: Frühzeitige Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Absatz 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) 
 
Sehr geehrte Frau Weerts, 

die Vorentwürfe zum Bebauungsplan Nr. 282 „Hauptkanal / Hermann-Lange-Straße“ und zur 
125. Änderung des Flächennutzungsplanes „Hauptkanal / Hermann-Lange-Straße“ habe ich zur 
Kenntnis genommen. 

Aus Sicht der vom Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Emden zu vertretenden Belange des Im-
missionsschutzes bestehen gegen den Planentwurf keine grundsätzlichen Bedenken, wenn wie 
in der Begründung unter der Nr. 5.3 -> Immissionsschutz aufgeführt, im weiteren Verfahren eine 
gutachterlich differenzierte Betrachtung des Gewerbelärms erfolgt. 

Eine abschließende Stellungnahme zum Planentwurf wird von Seiten des Staatlichen Gewerbe-
aufsichtsamtes Emden mit Vorlage der gutachterlichen Lärmprognose für das Plangebiet erfol-
gen. 

Um weitere Beteiligung im Verfahren wird gebeten. Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur 
Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 


